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3. die Fortsetzung der nach Nummer 2 geförderten Berufs­
ausbildung in der überbetrieblichen Einrichtung bis zum 
Abschluß, wenn vorher eine Ausbildungsstelle in einem 
Betrieb auch mit ausbildungsbegleitenden Hilfen nach 
Nummer 1 nicht vermittelt werden kann.

(3) Bei Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 2 und 3 darf als Zu­
schuß zur Ausbildungsvergütung höchstens ein Betrag bis zur 
Höhe des Leistungssatzes für das Ausbildungsgeld gewährt 
werden, der aufgrund von § 58 der Leistung zum Lebensunter­
halt eines unverheirateten Auszubildenden, der das 21. Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat und im Haushalt der Eltern 
untergebracht ist, zugrunde zu legen ist, zuzüglich fünf vom 
Hundert jährlich ab dem zweiten Ausbildungsjahr. Der Betrag 
erhöht sich um die vom Arbeitgeber zu tragenden Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung, Krankenversicherung, Un­
fallversicherung und zur Arbeitsverwaltung. Den Umfang der 
Förderung im übrigen und bei Maßnahmen nach Absatz 2 
Nr. 1 bestimmt der Minister für Arbeit und Soziales durch 
Anordnung.

(4) Der Minister für Arbeit und Soziales kann durch Anord­
nung bestimmen, daß für Ausbildungsplatzbewerber Ausbil­
dungsmaßnahmen in überbetrieblichen Einrichtungen nach 
Absatz 2 Nr. 2 und 3 auch dann gefördert werden können, 
wenn dadurch die Ausbildung von arbeitslosen oder von Ar­
beitslosigkeit bedrohten Berufsanwärtern ermöglicht wird, die 
bei der Arbeitsverwaltung als Ausbildungsplatzbewerber ge­
meldet und bisher weder in eine Berufsausbildung in einem 
Betrieb oder einer überbetrieblichen Einrichtung noch in eine 
schulische Bildungsmaßnahme eingemündet sind und nicht 
zu den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen gehören. Absol­
venten berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen sollen vor­
rangig berücksichtigt werden. Mädchen sind vorrangig zu 
fördern.

B. Berufliche Fortbildung

§41
Förderungsfähige Maßnahmen

(1) Die Arbeitsverwaltung fördert die Teilnahme an Maß­
nahmen, die das Ziel haben, berufliche Kenntnisse und Fertig­
keiten festzustellen, zu erhalten, zu erweitern oder der tech­
nischen Entwicklung anzupassen oder einen beruflichen Auf­
stieg zu ermöglichen, und eine abgeschlossene Berufsaus­
bildung oder eine angemessene Berufserfahrung voraussetzen 
(berufliche Fortbildung).

(2) Gibt es keine geeigneten Fortbildungsmaßnahmen oder 
ist deren Besuch nicht zumutbar, so wird auch die Teilnahme 
an einer Maßnahme, die nicht eine Fortbildungsmaßnahme im 
Sinne des Absatzes 1 ist, gefördert, wenn sie für den Antrag­
steller eine berufliche Fortbildung gewährleistet.

(2 a) Die Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme in 
einem Betrieb wird nur gefördert, wenn die Maßnahme mit 
einer staatlich anerkannten Prüfung abschließt oder die Ver­
mittlung theoretischer Kenntnisse nicht weniger als ein Vier­
tel des Unterrichts umfaßt.

(3) Die Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme wird 
nur gefördert, wenn die Maßnahme länger als zwei Wochen 
und, sofern der Antragsteller Anspruch auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgeltes hat, länger als vier Wochen dauert; dies gilt 
nicht für Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaus­
sichten und für Maßnahmen, die das Ziel haben, berufliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten festzustellen. Die Teilnahme an 
einer Fortbildungsmaßnahme mit Vollzeitunterricht wird nur 
gefördert, wenn sie nicht länger als zwei Jahre dauert.

(4) Die notwendige Wiederholung eines Teils einer Maß­
nahme wird nur gefördert, wenn der Teilnehmer den Grund 
für die Wiederholung nicht zu vertreten hat und der zu wie­
derholende Teil insgesamt nicht länger als sechs Monate 
dauert; .dies gilt auch dann, wenn dadurch die in Absatz 3 
genannte Höchstförderungsdauer überschritten wird.

§41 a
Maßnahmen zur Verbesserung der 

Vermittlungsaussichten

(1) Die Arbeitsverwaltung fördert die Teilnahme von Ar­
beitslosen an Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Vermitt­
lungsaussichten, um insbesondere

1. über Fragen der Wahl von Arbeitsplätzen und die Mög­
lichkeit der beruflichen Bildung zu unterrichten oder

2. zur Erhaltung oder Verbesserung der Fähigkeit beizutra­
gen, Arbeit aufzunehmen oder an beruflichen Bildungs­
maßnahmen teilzunehmen.

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 stehen den Maßnahmen 
der beruflichen Fortbildung gleich; § 42 gilt nicht.

§42
Förderungsfähiger Personenkreis

(1) Gefördert werden
1. Antragsteller mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung, 

wenn sie danach mindestens drei Jahre beruflich tätig 
waren und

2. Antragsteller ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
wenn sie mindestens sechs Jahre beruflich tätig waren.

Die Dauer der beruflichen Tätigkeit verkürzt sich um zwei 
Jahre, wenn der Antragsteller an einer Maßnahme mit Voll­
zeitunterricht und einer Dauer bis zu sechs Monaten oder an 
einer Maßnahme mit Teilzeitunterricht oder berufsbeglei­
tendem-Unterricht und einer Dauer bis zu vierundzwanzig 
Monaten teilnimmt. Eine berufliche Tätigkeit ist nicht erfor­
derlich, wenn die Teilnahme an einer Maßnahme notwendig 
im Sinne des § 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 oder Absatz 2 b ist; 
ein Antragsteller ohne abgeschlossene Berufsausbildung wird 
nur gefördert, wenn er vor Beginn der Maßnahme mindestens 
drei Jahre beruflich tätig war.

(2) Ist der Antragsteller als Teilnehmer an einer Fortbil- 
dungs- oder Umschulungsmaßnahme bereits einmal nach die­
sem Gesetz gefördert worden, so wird er nur gefördert, wenn 
er danach mindestens weitere drei Jahre beruflich tätig ge­
wesen ist. Die Dauer der beruflichen Tätigkeit verkürzt sich 
um ein Jahr, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 
erfüllt sind. Eine berufliche Tätigkeit ist nicht erforderlich,

1. wenn der Antragsteller als Teilnehmer an einer Fortbil- 
dungs- oder Umschulungsmaßnahme mit Vollzeitunter­
richt bis zu drei Monaten oder mit Teilzeitunterricht oder 
berufsbegleitendem Unterricht bis zu zwölf Monaten ge­
fördert worden ist oder wenn er an einer solchen Maß­
nahme teilnimmt,

2. wenn die Teilnahme an einer Maßnahme notwendig im 
Sinne des § 44 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 3 oder Absatz 2 b 
ist.

(3) Auf die nach den Absätzen 1 und 2 erforderliche Dauer 
der beruflichen Tätigkeit werden Zeiten, in denen der Antrag­
steller beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet war, angerechnet.

(4) Der Minister für Arbeit und Soziales kann bei ungünsti­
ger Beschäftigungslage durch Anordnung jeweils für ein 
Jahr bestimmen, daß auch Antragsteller, die die Vorausset­
zungen nach den Absätzen 1 und 2 nicht erfüllen, gefördert 
werden können.

§43
Fortbüdungsmaßnahmen

(1) Gefördert wird die Teilnahme an Fortbildungsmaßnah­
men, die gerichtet sind insbesondere auf

1. einen beruflichen Aufstieg,
2. die Anpassung der Kenntnisse und Fähigkeiten an die 

beruflichen Anforderungen,
3. den Eintritt oder Wiedereintritt weiblicher Arbeitsuchen­

der in das Berufsleben,
4. eine bisher fehlende berufliche Abschlußprüfung,


